
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 

Bebauungsplan WZ 280a „Spilburg-Sportparkstraße, Henri-Duffaut-Straße“, Stadtteil Wetzlar 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 

STELLUNGNAHME: 1.1 RP Gießen, Schreiben vom 12.08.2019 und Email vom 
10.09.2019 



 

 
 



 

 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.1: 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
Die Altfläche liegt im Bereich der geplanten Gemeinbedarfsfläche. Der Anfangsverdacht wurde 
jedoch nicht bestätigt. Auch frühere Untersuchungen wiesen auf kein vorhandenes 
Schadstoffpotenzial hin. Eine Aufnahme der Altfläche in den Bebauungsplan ist daher nicht 
erforderlich. Ungeachtet dessen wird die Begründung in Kap. 4 „Altflächen“ um den Hinweis auf die 
Altfläche und die entsprechenden Vorsichtsmaßnahmen für Bauarbeiten in diesem Bereich ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.2: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Der Stadt Wetzlar und dem Kreisausschuss sind keine weiteren Altablagerungen/Altstandorte 
bekannt. 
 
 
 
 
 
 
 

 

1.1.2 

1.1.1 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.3: 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. §13a BauGB aufgestellt. Gemäß § 13a 
Abs. 2 Nr. 4 BauGB sind keine Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Dies gilt auch für die 
Kompensation etwaiger Bodenfunktionsverluste. Ungeachtet dessen enthält die Begründung 
Hinweise zum Schutz des Bodens, die geeignet sind, den Eingriff in das Schutzgut „Boden“ zu 
minimieren. 
Im Übrigen handelt es sich um eine Konversionsfläche, die in der Vergangenheit aufgefüllt wurde. 
Es liegt höchstens eine mittlere Bodenfunktion vor.  
 
Zu 1.1.4: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Anregungen betreffen die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes und sind daher für dieses 
Bauleitplanverfahren nicht relevant. Ungeachtet dessen enthält die Begründung bereits geeignete 
Boden schützende Maßnahmen, die ohnehin im Rahmen der Fachplanungen zu berücksichtigen 
sind. Unabhängig von der vorliegenden Bauleitplanung erarbeitet die Stadt Wetzlar derzeit ein 
Bodenschutzkonzept, welches hilfreich für weitere Bauleitplanungen sein wird. Ergänzend wird auf 
die Ziffer 1.1.3 verwiesen.  
 
Zu 1.1.5: 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Im Bebauungsplan kann nicht festgesetzt werden, dass Verträge mit den zukünftigen Bauherren 
abzuschließen sind. 
Die Info-Blätter, wurden ausgewertet. Die Begründung enthält bereits die wichtigsten Punkte und 
die wesentlichen den „Boden schützende Maßnahmen“. 
 
Zu 1.1.6: 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Der Bodenschutz ist gesetzlich geregelt. In der Begründung sind geeignete bodenschützende 
Maßnahmen enthalten. 
Die bodenschützenden Maßnahmen müssen auch ohne Aufnahme in die textlichen Festsetzungen 
bei den nachfolgenden Planungen und Ausführungen berücksichtigt werden. 
Gesetze, Erlasse bzw. Vorschriften, die ohnehin zu beachten sind, können nicht im 
Bebauungsplan festgesetzt werden: 
„Es dürfen keine Festsetzungen getroffen werden, die über den Rahmen des Erforderlichen 
hinausgehen“, siehe Kommentar zur Baunutzungsverordnung von Fickert/Fieseler, 13. Auflage, § 
1 Rn. 126). 
Die Ergänzung der textlichen Festsetzungen bezüglich des vorsorgenden Bodenschutzes ist daher 
nicht erforderlich. 

 

1.1.3 

1.1.4 

1.1.5 

1.1.6 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.7: 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
Die Beteiligung wurde nachgeholt und die Stellungnahme des Dezernates 43.2 
„Immissionsschutz“ im Folgenden in die Abwägung eingestellt. 
 
 
 
 

 

1.1.7 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.8: 
Den Anregungen wird gefolgt. 
Die Emissionskontingentierung wurde entsprechend Anregung vor der 2. Öffentlichen Auslegung 
aus der Planung herausgenommen und die Gewerbegebiete als eingeschränkte Gewerbegebiete 
festgesetzt. Es wurde textlich festgesetzt: 
„Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe sind wesentlich störende Gewerbebetriebe und Anlagen 
im Sinne von §6 BauNVO unzulässig.“ 
Die Bauleitplanung wurde wegen der Änderungen erneut öffentlich ausgelegt. 
 
Zu 1.1.9: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der Fachplanungen ist die Einhaltung der Immissionsrichtwerte nachzuweisen. 
 

 

1.1.8 

1.1.9 



 

 
 
 
 
 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.2.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Es ist bereits ein entsprechender Hinweis in den textlichen Festsetzungen enthalten. 
 
Zu 1.2.2: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Siehe Ziffer 1.2.1. 
Die systematische Überprüfung ist vorgesehen. Auf Ebene der Bauleitplanung besteht kein 
weiterer Handlungsbedarf. 
 
Zu 1.2.3: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Sie betreffen die Fachplanungen und die Bauausführungen. 
Die Bauherren sind bereits unabhängig vom Bauleitplanverfahren informiert worden.  
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STELLUNGNAHME: 1.2 RP Darmstadt, Schreiben vom 25.07.2019 und vom 
30.07.2018 

1.2.1 

1.2.2 

1.2.2 



 

 
 
 
 
 
 
Zu 1.2.4: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Sie betreffen die Fachplanungen und die Bauausführungen. 
Siehe Ziffer 1.2.3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.2.5: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Es sind keine Änderungen vorgesehen, die eine erneute Beteiligung erfordern. 
 

 

1.2.4 

1.2.5 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.3.1: 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Einen gesetzlich einzuhaltenden Waldabstand gibt es nicht. 
Die Thematik wurde bei einer Ortsbesichtigung im Februar 2019 besprochen. Bei der 
Ortsbesichtigung wurden keine Bedenken bzgl. des Schutzabstandes zum Wald hervorgebracht, 
sofern die Douglasien entfernt werden. Die Entfernung der Douglasien ist als 
Ausgleichsmaßnahme im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 293 „Rasselberg“ festgesetzt. Die 
Douglasien sind daher unabhängig von diesem Bebauungsplan ohnehin zu entfernen. Ergänzend 
wird auf Kapitel 5.4 der Begründung verwiesen.  
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STELLUNGNAHME: 1.3 Hessen Forst, Schreiben vom 11.07.2019 

1.3.1 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.3.2: 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Siehe Ziffer 1.3.1 dieser Abwägung. 
 
 
 
 

 

1.3.2 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.4.1: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Entsprechende Hinweise sind bereits in den textlichen Festsetzungen und in der Begründung zum 
Bebauungsplan enthalten. 
Unabhängig davon: Mit Grundwasser ist nicht zu rechnen, siehe Ziffer 1.4.2. 
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STELLUNGNAHME: 1.4 Kreisausschuss, Abteilung Umwelt, Natur und Wasser, 
Schreiben vom 22.07.2019 

1.4.1 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.4.2: 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
Zwischenzeitlich liegt ein geotechnischer Bericht für den Bereich der Gemeinbedarfsfläche vor, da 
die Fachplanung kurzfristig realisiert werden soll. Die Begründung wurde vor der 2. Öffentlichen 
Auslegung um die Ergebnisse wie folgt ergänzt: 
„Für die geplante Gemeinbedarfsfläche wurde im Rahmen der Fachplanung bereits geotechnische 
Untersuchungen durchgeführt. Die Beschaffenheit des anstehenden Bodens wurde anhand 
mehrerer Rammkernsondierungen geprüft: 
Die Versickerung des Niederschlagswassers ist nicht möglich. 
Oberflächennah steht bis zu einer Tiefe von 0,3 m unter GOK aufgefüllter Oberboden an. Die 
darunter liegenden Auffüllungen sind als sandige, schwach bis stark kiesige, schwach tonige 
Schluffe sowie schwach bis stark schluffige, sandige Kiese einzustufen. Diese Auffüllungen sind 
zu 7,9 m stark. Auch wurden Ziegel-, Beton-, Schwarzdecken- und Holzreste festgestellt. 
Bei der ersten 0,8 m starken Schicht der natürlichen Bodenabfolge handelt es sich um Schluff mit 
sandigen, schwach tonigen, schwach kiesigen sowie teilweise schwach organischen Anteilen. Es 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Auffüllung bereichsweise direkt auf den alten 
Oberboden vorgenommen wurde. 
Darunter befindet sich zersetzender Fels, welcher als schwach bis stark schluffiger, sandiger Kies 
zu klassifizieren ist. Der braun bis grau gefärbte Felszersatz ist mitteldicht bzw. mitteldicht bis dicht 
gelagert und hat Mächtigkeiten von rd. 0,4 m und rd. 2,5 m. 
Die Bodenverhältnisse sind als Baugrund sehr ungünstig. Die Auffüllungen sind sehr inhomogen. 
Auch wurde das Auffüllungsmaterial beim Einbau anscheinend nicht verdichtet. Darüber hinaus 
werden die natürlichen Schluffe als wenig tragfähig beurteilt. Es muss bis auf das Basisfelsgestein 
gegründet werden.“ 
 
Zu 1.4.3: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die „Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Material auf oder in den Boden“ sind im 
Rahmen der Fachplanungen bzw. der Bauausführung ohnehin zu beachten. Weitere Festsetzungen 
oder Hinweise sind nicht erforderlich. 
Ergänzend wird auf Ziffer 1.4.2 verwiesen. 
 
Zu 1.4.4: 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
Das Regierungspräsidium, Dezernat 41.4, wurde in allen Verfahrensschritten beteiligt. 
Es wurde auf eine Altfläche im Bereich der geplanten Gemeinbedarfsfläche mit einem nicht 
bestätigten Verdacht hingewiesen. Eine Aufnahme des Standortes in den Bebauungsplan ist daher 
nicht erforderlich. 
Ungeachtet dessen wird die Begründung in Kap. 4 „Altflächen“ um den Hinweis auf die Altfläche 
und die entsprechenden Vorsichtsmaßnahmen für Bauarbeiten in diesem Bereich ergänzt. 
 

1.4.2 

1.4.3 

1.4.4 



 

 



 

 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.5.1: 
Die Anregungen betreffen die Fachplanungen. 
Festsetzungen für den Bebauungsplan sind nicht erforderlich, da dies ohnehin gilt. 
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STELLUNGNAHME: 1.5 Kreisausschuss, Abteilung Gesundheit, Email vom 
16.08.2019 
 

1.5.1 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.6.1: 
Die Anregungen betreffen die Fachplanungen. 
Festsetzungen für den Bebauungsplan sind nicht erforderlich. 
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STELLUNGNAHME: 1.6, Polizeipräsidium Mittelhessen, Schreiben vom 12.07.2019 
 

1.6.1 



 

 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.7.1: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich lediglich Hausanschlussleitungen. Leitungsrechte 
oder Ähnliches sind daher nicht erforderlich. Für den Bebauungsplan sind keine Festsetzungen 
erforderlich. 
 
Zu 1.7.2: 
Die Anregungen betreffen die Fachplanung bzw. die Bauausführung. 
Diesbezügliche Festsetzungen können im Bebauungsplan nicht vorgesehen werden. 
 
Zu 1.7.3: 
Die Anregungen betreffen die Fachplanungen. 
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STELLUNGNAHME: 1.7, Deutsche Telekom, Schreiben vom 12.08.2019 
 

1.7.1 

1.7.2 

1.7.3 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.7.4: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Lage der Wege, der Parkplätze, der Hoflächen usw. werden erst im Rahmen der Fachplanung 
festgelegt. Auch im Bereich dieser Befestigungen ist die Verlegung von Ver- und 
Entsorgungsleitungen vorgesehen.  
Da diese Details noch nicht feststehen bzw. im Bebauungsplan nicht verbindlich festgesetzt 
werden, kann kein Leitungsrecht in den Bebauungsplan eingetragen werden.  
Ohnehin gilt, dass durch die Festsetzung eines Leitungsrechtes im Bebauungsplan lediglich die 
Flächen aber nicht die Rechte gesichert werden. Die Rechte müssen durch Eintrag ins Grundbuch 
geschützt werden.  
 
Zu 1.7.5: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Siehe Ziffer 1.7.4 dieser Abwägung. 
 
Zu 1.7.6: 
Die Anregungen betreffen die Fachplanung bzw. die Bauausführung. 
Diesbezügliche Festsetzungen können im Bebauungsplan nicht getroffen werden. 
Dessen ungeachtet ist die Stadt um Koordinierung und um frühzeitige Mitteilung über den 
geplanten Ausbau bemüht. 
 
Zu 1.7.7: 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange werden zu gegebener Zeit über das 
Abwägungsergebnis unterrichtet. Ein Exemplar des Plans wird nach Bekanntmachung zur 
Verfügung gestellt. 
 

 

1.7.7 

1.7.6 

1.7.5 

1.7.4 



 


